
Sonntag, den 4. Mai endete die 15. Woche von Trumps 

zweiter Amtszeit – eine Zwischenbilanz der 

Auseinandersetzungen an der juristischen Front

Teil III: Die als Nächstes anstehenden Supreme Court-Entscheidungen

von Detlef Georgia Schulze

Bisher gab es:

Teil I: Die bisherigen sieben   Supreme Court  -Entscheidungen  

Teil II:  Supreme Court  -Entscheidung Nr. 8 – schneller als gedacht (zu Ausschluß von   

transgender  -Personen aus dem US-Militär)  

Gliederung von Teil III:

Und wie geht es nun weiter?.............................................................................................1

Staatsangehörigkeitsrecht.......................................................................................................1

Merit Systems Protection Board und National Labor Relations Board.....................................2

Zugriff des Department of Government Efficiency (DOGE) auf Sozialversicherungs-Daten....2

Temporary Protected Status (TPS) für AusländerInnen, die wegen Naturkatastrophen,

bewaffneter Konflikte u.ä. nicht in ihre Heimatländer zurückkehren können............................3

Was ist zu erwarten?...............................................................................................................8

Und wie geht es nun weiter?

Zunächst einmal steht die Entscheidung über den Antrag der Regierung, die Supreme 

Court-Entscheidung von Ostersamstag aufzuheben oder einzuschränken an. Außerdem 

sind folgende Verfahren bei dem höchsten Gericht der USA in Bezug auf die aktuelle  

Regierungspolitik anhängig:

Staatsangehörigkeitsrecht

In  den drei  zusammenhängenden Verfahren wegen des  Staatsangehörigkeitsrecht 

(No. 24A8841,  No. 24A8852 und  No. 24A8863) bis waren Ende April  alle Schriftsätze 

eingegangen; aber der  Supreme Court hat es nicht eilig zu entscheiden – für den 15. 

Mai hat er zunächst einmal eine mündliche Verhandlung angesetzt. In dem Verfahren 

1 Trump v. CASA, Inc., et al.

2 Trump v. Washington, et al.

3 Trump v. New Jersey, et al.

https://www.supremecourt.gov/search.aspx?filename=/docket/docketfiles/html/public/24a884.html
https://blogs.taz.de/theorie-praxis/sonntag-den-4-mai-endete-die-15-woche-von-trumps-zweiter-amtszeit-eine-zwischenbilanz-der-auseinandersetzungen-an-der-juristischen-front/
https://blogs.taz.de/theorie-praxis/eine-zwischenbilanz-der-auseinandersetzungen-an-der-juristischen-front/
https://blogs.taz.de/theorie-praxis/eine-zwischenbilanz-der-auseinandersetzungen-an-der-juristischen-front/
https://www.supremecourt.gov/search.aspx?filename=/docket/docketfiles/html/public/24a886.html
https://www.supremecourt.gov/search.aspx?filename=/docket/docketfiles/html/public/24a885.html
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geht  es  erst  einmal  ausschließlich  um  die  Frage,  ob  die  von  Trump  angestrebte 

Neuregelung USA-weit außer Vollzug bleibt oder aber künftig alle potentiell Betroffenen 

einzeln Rechtsschutzanträge bei Gericht stellen müssen.

Merit Systems Protection Board und National Labor Relations Board

Zwei weitere Fälle sind in einem verbundenen Verfahren vor dem Supreme Court; auch 

dort sind schon alle Schriftsätze eingegangen (No. 24A966). Auch in diesem Verfahren 

scheint eine mündliche Verhandlung angesetzt zu sein – und zwar für den 16. Mai4 –, 

nicht aber nicht in der Lage, in den FN 4 verlinkten Beschluß auf der Supreme Court-

Wesite zu finden.

Es  geht  jedenfalls  um  entlassene  Mitglieder  von  gerichtsähnliche  Gremien  für 

arbeitsrechtliche Fragen (Merit Systems Protection Board [MSPB] und National Labor 

Relations Board [NLRB]). Dort geht es – ähnlich wie im eingangs von Teil I erwähnten 

Fall Dellinger – in der Hauptsache um die Frage, ob und falls ja, in welchem Ausmaß 

der Kongreß einfach-gesetzlich festlegen darf, daß InhaberInnen bestimmter Ämter nur 

aus  bestimmten  Gründen  (und  nicht  nach  Belieben  von  dem/der  jeweilige 

Präsidenten/in) entlassen werden dürfen.

Vor dem Supreme Court geht es auch in diesen beiden Verfahren noch nicht um die 

Hauptsache,  sondern darum, daß die  US-Regierung beantragt,  Entscheidungen des 

District  Court für  den  District  of  Columbia zugunsten von Cathy Harris (MSPB) und 

Gwynne Wilcox (NLRB), die ein dreiköpfiger Spruchkörper des Appeals Court für den 

District Court of Columbia zunächst außer Vollzug gesetzt hatte (1 und  2),  die dann 

aber von dessen Plenum wieder in Vollzug gesetzt wurden (1 und 2), für die Dauer des 

ganzen Rechtsmittelverfahrens außer Vollzug zu setzen5.

Zugriff des Department of Government Efficiency (DOGE) auf 

Sozialversicherungs-Daten

Kurz nach seiner erneuten Wahl hatte Donald Trump angekündigt, „that Elon Musk and  

Vivek Ramaswamy will lead a new ‚Department of Government Efficiency‘ in his second  

administration.  ‚Together,  these two  wonderful  Americans will  pave  the  way  for  my  

Administration  to  dismantle  Government  Bureaucracy,  slash excess regulations,  cut  

wasteful expenditures, and restructure Federal Agencies,‘ Trump said in a statement.“ 

(CNN vom 12.11.2024).

Am  ersten  Tag  seiner  zweiten  Amtszeit  (20.01.2025)  unterzeichnete  Trump  eine 

Executive  Order mit  dem  Titel  „Establishing  And  Implementing  The  President’s  

‚Department Of Government Efficiency‘“ (90 Fed. Reg. 8441 - 8442).

4 https://pbs.twimg.com/media/Gp-Mw5QawAEiKGq?format=jpg&name=large /
https://x.com/trumplitigation/status/1918406740212891981.

5 https://www.supremecourt.gov/DocketPDF/24/24A966/355164/20250409132337552_Wilcox-Harris
%20Appl.pdf.

https://x.com/trumplitigation/status/1918406740212891981
https://pbs.twimg.com/media/Gp-Mw5QawAEiKGq?format=jpg&name=large
https://www.supremecourt.gov/search.aspx?filename=/docket/docketfiles/html/public/24a966.html
https://www.govinfo.gov/content/pkg/FR-2025-01-29/pdf/2025-02005.pdf
https://edition.cnn.com/2024/11/12/politics/elon-musk-vivek-ramaswamy-department-of-government-efficiency-trump/index.html
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.cadc.41816/gov.uscourts.cadc.41816.01208724995.0_4.pdf
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.cadc.41816/gov.uscourts.cadc.41816.01208727303.0.pdf
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.cadc.41813/gov.uscourts.cadc.41813.01208727297.0.pdf
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.cadc.41813/gov.uscourts.cadc.41813.01208724995.0.pdf
https://www.supremecourt.gov/DocketPDF/24/24A966/355164/20250409132337552_Wilcox-Harris%20Appl.pdf
https://www.supremecourt.gov/DocketPDF/24/24A966/355164/20250409132337552_Wilcox-Harris%20Appl.pdf
http://blogs.taz.de/theorie-praxis/files/2025/05/Nach_15_Wochen__Teil_I_u_A3-Tab.pdf
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Laut  complaint der  im  US-Gewerkschaftsbund  AFL-CIO  organisierten  American 

Federation of  State,  County and Municipal  Employees und anderer  erstinstanzlicher 

KlägerInnen und AntragstellerInnen (plaintiffs) teilte Trumps Pressesprecherin  Karoline 

Leavitt am 17. Februar bei FOX News mit,

„that President Trump ‚has directed Elon Musk and the DOGE team to identify fraud 
at the Social Security Administration‘“,

und gab zwei Tage später der amtierende Chef der Social Security Administration (SSA) 

eine Pressemitteilung heraus,

„confirming that DOGE personnel are working at SSA and have ‚read‘ access to 
SSA systems“
(https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.mdd.577321/
gov.uscourts.mdd.577321.1.0_1.pdf, S. 18 [Nr. 81] und 22 [Nr. 93] der gedruckten 
Seitenzählung; das Deckblatt ist unpaginiert).

Am 17. April  erließ der  District Court Maryland eine sechs-seitige – aus 11 Punkten 

bestehende –  Preliminary Injunction, die das Gericht auf 148 Seiten begründete6.  Am 

22.04. lehnte der   District Court   selbst   und am 30.04. lehnte der   Appeals Court  7 Anträge 

auf Außer-Vollzug-Setzung der Entscheidung vom 17. April ab.

Am 2. Mai wandte sich die Regierung an den Supreme Court; der Vorsitzende Richter 

Roberts gab den plaintiffs bis zum 12. Mai Zeit für eine Erwiderung,  ohne die  District  

Court-Entscheidung  vorerst  außer  Vollzug  zu  setzen.  Das  Verfahren  hat  die  No. 

24A1063.

Temporary Protected Status (TPS) für AusländerInnen, die wegen 

Naturkatastrophen, bewaffneter Konflikte u.ä. nicht in ihre Heimatländer 

zurückkehren können

Schließlich gibt  es noch ein weiteres  Supreme Court-Verfahren,  das in der  in  Teil  I 

erwähnten  Lawfare  -Tabelle   auf dem Stand von Freitag noch nicht erwähnt war8, aber 

auch schon in der vergangenen Woche (sogar schon am 1. Mai) eingeleitet worden 

war: No. 24A1059.

Es geht dort um den Temporary Protected Status (TPS) der AusländerInnen, die wegen 

Naturkatastrophen, bewaffneter Konflikte u.ä. nicht in ihre Heimatländer zurückkehren 

können, gewährt werden werden kann – und zwar konkret um rund 350.000 Menschen 

aus Venezuela.  Den Schutzstatus für venezolanische StaatsbürgerInnen gibt  es seit 

2021, und er ist seitdem mehrfach verlängert worden – zuletzt noch von der Biden-

Regierung bis 2. April 2025 und – kurz vor dem Amtswechsel bis Oktober 2026. Die 

6 https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.mdd.577321/gov.uscourts.mdd.577321.146.0.pdf. 
Auf S. i f. der gedruckten bzw. 2 f. der digitalen Seitenzählung ist eine Gliederung der Begründung.
Vgl.  die  überarbeitete  Version  vom  24.04.2025 
(https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.mdd.577321/gov.uscourts.mdd.577321.157.0_1.pdf) 
und dort insb. die *-Fußnote auf der Titelseite.

7 Es  handelt  sich  um  eine  Plenums-Entscheidung  mit  9  :  6-Stimmen.  (Eine  vorausgehende 
Spruchkörper-Entscheidung gab es anscheinend nicht.)

8 Es fehlt dort immer noch, obwohl die Tabelle Dienstag, den 6. Mai ein weiteres Mal aktualisiert wurde.

https://www.lawfaremedia.org/projects-series/trumps-first-100-days/tracking-trump-administration-litigation
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.mdd.577321/gov.uscourts.mdd.577321.157.0_1.pdf
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.mdd.577321/gov.uscourts.mdd.577321.154.0.pdf
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.mdd.577321/gov.uscourts.mdd.577321.154.0.pdf
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.ca4.178421/gov.uscourts.ca4.178421.20.0_2.pdf
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.mdd.577321/gov.uscourts.mdd.577321.146.0.pdf
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.mdd.577321/gov.uscourts.mdd.577321.1.0_1.pdf
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.mdd.577321/gov.uscourts.mdd.577321.1.0_1.pdf
https://www.supremecourt.gov/search.aspx?filename=/docket/docketfiles/html/public/24a1059.html
https://www.supremecourt.gov/Search.aspx?FileName=/docket/docketfiles/html/public%5C24a1063.html
https://www.supremecourt.gov/Search.aspx?FileName=/docket/docketfiles/html/public%5C24a1063.html
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neue  Heimatschutzministerin  hat  beide  Verlängerungen  revidiert  –  genauer:  sie  hat 

entschieden, die Verlängerung bis 2026 aufzuheben (90 Fed. Reg. 8805 - 8807 [8806: 

vacate]) und die anderen Verlängerung zum 7. April zu beenden (90 Fed. Reg. 9040 - 

9044 [9041: terminating]).

Am  30.  März  hat  der  District  Court Maryland  die  Entscheidungen  der  neuen 

Heimatschutzministerin  bis  zur  einer  Gerichtsentscheidung  in  der  Hauptsache 

aufgeschoben.9 (Außerdem gibt  es  noch  eine  weitere  Gruppe  von   venezolanische 

StaatsbürgerInnen – eventuell  250.00010 –,  deren Schutzstatus im Moment bis  zum 

September  befristet  ist,  die  aber  auch  von  der  Verlängerung  bis  Oktober  2026 

begünstigt wären11.)

Die  Grundlage  für  diese  Art  der  Entscheidung  (Aufschiebung  der 

Behördenentscheidung – statt der in den anderen genannten Verfahren üblichen Form 

einer Temporary Restraining Order oder Preliminary Injunction) ist 5 U.S.C. 705:

„When an agency finds that justice so requires, it may postpone the effective date of 
action taken by it, pending judicial review. On such conditions as may be required 
and  to  the  extent  necessary  to  prevent  irreparable  injury,  the  reviewing court, 
including the court to which a case may be taken on appeal from or on application 
for  certiorari  or  other  writ  to  a  reviewing  court,  may  issue  all  necessary  and 
appropriate  process  to  postpone  the  effective  date  of  an  agency  action  or  to 
preserve status or rights pending conclusion of the review proceedings.“
(https://uscode.house.gov/view.xhtml?req=granuleid:USC-prelim-title5-
section705&num=0&edition=prelim; Hv. hinzugefügt)

9 „the Court grants Plaintiffs’ motion to postpone the actions taken by Secretary Noem, specifically, her 
decisions  to  vacate  the  extension  of  the  2023 Designation  and  to  terminate  the  2023 Designation.“ 
(https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.cand.444868/gov.uscourts.cand.444868.93.0_2.pdf, 
S.77 [Zeile 24 - 26]).
Die  plaintiffs hatten u.a. folgende Formulierung beantragt: „It is hereby ORDERED THAT the effective 
date of implementation and/or enforcement of (1) the decision to ‚vacate‘ the January 17, 2025 extension 
of TPS for Venezuela and (2) the February 5, 2025 decision to terminate TPS for Venezuela pending 
resolution of this case on the merits are hereby immediately postponed and stayed until such time as the 
Court  can  resolve  the  Complaint  on  the  merits.“ 
(https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.cand.444868/gov.uscourts.cand.444868.16.1.pdf,  S. 
2 der Datei [Zeile 18 - 22])

10 „At issue is whether this Court should temporarily postpone actions by Kristi Noem, Secretary of the 
Department of  Homeland Security,  taken against  over 600,000 Venezuelan nationals who have legal  
status to reside and work temporarily in the United States. The Secretary’s actions will shortly strip nearly 
350,000 of these residents of their protection under the Temporary Protected Status (‚TPS‘) program, 
subjecting  them  to  possible  imminent  deportation  back  to  Venezuela“ 
(https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.cand.444868/gov.uscourts.cand.444868.93.0_2.pdf, 
S. 1 [Zeile 15 - 20]).

11 „Former Secretary Mayorkas extended the 2023 designation of Venezuela for TPS for 18 months,  
allowed a consolidation of filing processes such that all eligible Venezuela TPS beneficiaries (whether 
under the 2021 or 2023 designations) may obtain TPS through the same extension date of October 2,  
2026, and extended certain Employment Authorization Documents (EADs). All of this also had the effect  
of extending the 2021 designation.“ (90 Fed. Reg. 8805 - 8807 [8806])
„After April 7, 2025, nationals of Venezuela (and aliens having no nationality who last habitually resided in 
Venezuela) who have been granted TPS under the 2023 Venezuela designation will no longer have TPS. 
This  termination determination does not  apply  to  the 2021 designation of  Venezuela  for  TPS, which 
remains in effect until September 10, 2025, or to individuals who are registered for TPS under the 2021 
designation.“ (90 Fed. Reg. 9040 - 9044 [9041])

https://uscode.house.gov/view.xhtml?req=granuleid:USC-prelim-title5-section705&num=0&edition=prelim
https://uscode.house.gov/view.xhtml?req=granuleid:USC-prelim-title5-section705&num=0&edition=prelim
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.cand.444868/gov.uscourts.cand.444868.16.1.pdf
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.cand.444868/gov.uscourts.cand.444868.93.0_2.pdf
https://www.govinfo.gov/content/pkg/FR-2025-02-05/pdf/2025-02294.pdf
https://www.govinfo.gov/content/pkg/FR-2025-02-03/pdf/2025-02183.pdf
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.cand.444868/gov.uscourts.cand.444868.93.0_2.pdf
https://www.govinfo.gov/content/pkg/FR-2025-02-05/pdf/2025-02294.pdf
https://www.govinfo.gov/content/pkg/FR-2025-02-05/pdf/2025-02294.pdf
https://www.govinfo.gov/content/pkg/FR-2025-02-03/pdf/2025-02183.pdf
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Überspringen wir das Appeals Court-Verfahren und sehen uns sogleich die Gliederung 

und die Einleitung des Regierungs-Schriftsatzes für das Supreme Court-Verfahren an:

Schaubild 1:

https://www.supremecourt.gov/DocketPDF/24/24A1059/357946/20250501154638031_Kristi

%20Noem%20application1.pdf, S. i der gedruckten bzw. 2 der digitalen Seitenzählung

https://www.supremecourt.gov/DocketPDF/24/24A1059/357946/20250501154638031_Kristi%20Noem%20application1.pdf
https://www.supremecourt.gov/DocketPDF/24/24A1059/357946/20250501154638031_Kristi%20Noem%20application1.pdf
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Die Regierung bringt dort vor allem drei Argumente vor:

1. Der  District  Court sei  gar  nicht  befugt  gewesen,  die  Entscheidungen  der 

Heimatschutzministerin zu überprüfen:

„To protect the Secretary’s wide discretion in this fast-moving area of foreign affairs, 
Congress shielded those determinations from judicial review: ‚There is no judicial 
review of any determination of the [Secretary] with respect to the designation, or 
termination or extension of a designation, of a foreign state.‘ 8 U.S.C. 1254a(b)(5)
(A).“
(https://www.supremecourt.gov/DocketPDF/
24/24A1059/357946/20250501154638031_Kristi%20Noem%20application1.pdf,  S. 
2 der gedruckten bzw. 5 der digitalen Seitenzählung)

2. Die Heimatschutzministerin sei – anders als der  District  Court meint – sehr wohl 

befugt gewesen, die fragliche Verlängerung bis 2026 aufzuheben:

„agencies have inherent authority to reconsider prior actions before they take effect“
(ebd., S. 3  bzw. 6)

3. Anders als der Appeals Court meint, drohe der Regierung sehr wohl ein irreparabler 

Schaden:

„So long as the order is in effect, the Secretary must permit hundreds of thousands 
of  Venezuelan  nationals  to  remain  in  the  country,  notwithstanding her  reasoned 
determination that doing so is ‚contrary to the national interest.‘ 8 U.S.C. 1254a(b)
(1). That finding alone suffices to establish the threat of irreparable harm.“
(ebd., S. 4  bzw. 7)

https://www.supremecourt.gov/DocketPDF/24/24A1059/357946/20250501154638031_Kristi%20Noem%20application1.pdf
https://www.supremecourt.gov/DocketPDF/24/24A1059/357946/20250501154638031_Kristi%20Noem%20application1.pdf
https://www.supremecourt.gov/DocketPDF/24/24A1059/357946/20250501154638031_Kristi%20Noem%20application1.pdf
https://www.supremecourt.gov/DocketPDF/24/24A1059/357946/20250501154638031_Kristi%20Noem%20application1.pdf
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Alle drei  Argumente sind nicht neu; vielmehr hatte sich der  District Court schon mit 

ihnen auseinandergesetzt:

1. Mit 8 U.S.C. 1254a(b)(5) hatte sich der District Court auf S. 23 (Zeile 1) - 28 (Zeile 2) 

seiner  Entscheidung auseinandergesetzt.  Dessen  Hauptargument  war:  Wenn,  dann 

greife  die  genannte  Norm  allein  in  Bezug  auf  die  Beendigung  der  fraglichen 

Verlängerung zum April 2025, aber nicht in Bezug auf die Aufhebung der Verlängerung 

bis 2026. Denn die genannte Norm spricht  bloß von  „designation, or termination or  

extension of a designation“, aber nicht von „vacatur of an extension of a designation“.

2. Mit der „inherent“-These der Regierung hatte sich der District Court auf S. 38 (Zeile 

8) - 55 (Zeile 15) seiner Entscheidung auseinandergesetzt.

3. Mit der Frage eines irreparabler Schadens für die Regierung durch die District Court-

Entscheidung beschäftigte sich der District Court zusammenfassend auf S. 38 (Zeile 3 - 

8) und 55 (Zeile 8 - 14) seiner Entscheidung:

„To the extent the government argues the Secretary has an interest in having her 
actions enforced, that would only be if her actions were lawful. As discussed below, 
the Plaintiffs have made a showing that the Secretary has acted unlawfully. […]. 
Contrary to what the government argues, the public interest weighs in favor of, not 
against, postponement of the agency actions. […]. As discussed above, Plaintiffs 
have provided significant evidence that TPS holders and their families would suffer 
irreparable harm if they are not afforded temporary relief, and the public interest also 
weighs in favor of Plaintiffs because of the substantial economic, public safety, and 
humanitarian ramifications. In contrast, the government’s contention that the public 
interest  weighs in  its favor is  not  convincing because the government lacks any 
evidence of national security harms. Accordingly, the balance of hardships (including 
consideration of the public interest) tips sharply in Plaintiffs’ favor.“

Die erstinstanzlichen KlägerInnen und AntragstellerInnen haben bis zum 8. Mai Zeit, auf  

den Regierungsantrag an den Supreme Court zu erwidern.

Was ist zu erwarten?

Was ist für die vier (Staatsangehörigkeitsrecht, MSPB/NLRB, Sozialversicherungsdaten 

und TPS) zuletzt genannten Verfahren zu erwarten?

• Entweder setzt der Supreme Court seine kompromißhafte Entscheidungspraxis, 

die  bisher  vor  allem  durch  das  wechselhafte  Abstimmungsverhalten  der 

RichterInnen Roberts  und Barrett  zustande kommt,  fort  und entscheidet  nun 

wieder einigen Fällen (wie schon  am Dienstag im Falle des Ausschlusses von 

transgender-Personen aus der US-Armee) mehr oder minder für die Regierung

• oder aber die Erfahrung mit dem Fall  Abrego Garcia und den vermutlich für 

Ostern geplant gewesenen Abschiebungen führt eine  Supreme Court-Mehrheit 

./Supreme%20Court-Entscheidung%20Nr.%208%20-%20schneller%20als%20gedacht%20(zu%20Ausschlu%C3%9F%20von%20transgender-Personen%20aus%20dem%20US-Milit%C3%A4r)
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.cand.444868/gov.uscourts.cand.444868.93.0_2.pdf
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.cand.444868/gov.uscourts.cand.444868.93.0_2.pdf
https://storage.courtlistener.com/recap/gov.uscourts.cand.444868/gov.uscourts.cand.444868.93.0_2.pdf
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zu  der  Überzeugung,  daß  US-weiter  (und  nicht  nur  auf  individuelle 

AntragstellerInnen  bezogener)  einstweiliger  Rechtsschutz  und  dem 

vollständigen Zugriff des Präsidenten entzogene Behörden und Gremien nötig 

sind,  um  einen  due  process  of  law und  die  rule  of  law (insbesondere 

constitution)  zu  erhalten.  Für  letzteren  Fall  wäre  –  jedenfalls  wegen 

Staatsangehörigkeitsrecht, MSPB/NLRB sowie Sozialversicherungsdaten – mit 

weiteren Entscheidungen gegen die Regierung zu rechnen.
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